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Zu dem mit obbez. Schreiben übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Weingesetz 2009 geändert wird, erlaubt sich das Amt der Burgenländi-

schen Landesregierung folgende Stellungnahme abzugeben: 

 

Nach Z 2 des Gesetzesentwurfes (Änderung von § 67 Abs. 3) kann der Bundesmi-

nister durch Verordnung einen Höchstbetrag der vom Bund zur Verfügung gestell-

ten Mittel für Förderungsmaßnahmen festlegen. Durch diese Verordnungs-

ermächtigung wird die gesamte ÖWM-Finanzierung in Frage gestellt, da der 

60%ige Finanzierungsanteil des Bundes an der Finanzierung der weingesetzlichen 

Maßnahmen nicht mehr gesichert wäre. 

 

Aus Sicht des Landes Burgenland wird dieses Gesetzesvorhaben daher – auch im 

Hinblick auf die Verpflichtungen der Länder aus dem Gesellschaftsvertrag der ÖWM 

– sehr kritisch gesehen, könnte dieses doch einen weiteren finanziellen Rückzug 

des Bundes bei der Förderung der ÖWM einleiten. 

 

Beigefügt wird, dass eine Ausfertigung dieser Stellungnahme an die e-mail Adresse 

begutachtungsverfahren@parlament.gv.at ergeht. 
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Mit freundlichen Grüßen! 

 

 

Für die Landesregierung: 
Im Auftrag des Landesamtsdirektors: 

Dr.in Handl-Thaller 
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Zl.u.Betr.w.v.       Eisenstadt, am 18.11.2010 
 

 
1. Präsidium des Nationalrates, Dr. Karl Renner-Ring 3, 1017 Wien 
2. Präsidium des Bundesrates, Dr. Karl Renner-Ring 3, 1017 Wien 
3. Allen Ämtern der Landesregierungen (z.H. der Herren Landesamtsdirektoren) 
4. Der Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der NÖ. Landesregierung, 

Schenkenstraße 4, 1014 Wien 
 

zur gefälligen Kenntnis. 

 

 
Für die Landesregierung: 

Im Auftrag des Landesamtsdirektors: 
Dr.in Handl-Thaller 
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